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Konsterniert verließ Gerhard 
Harder, Vorsitzender der Bür-
gerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg (BI), am 
vorletzten März-Wochenende 
2009 die Fachtagung des 
Bundesumweltministeriums 
(BMU) in Berlin, auf der in 
beschränktem Kreis über die 
Sicherheitsanforderungen an 
die Endlagerung hochradioak-
tiver Abfälle debattiert wurde. 
„An einer völlig unverbindli-
chen Debatte über Sicherheits-
kriterien wird sich die Bürger-
initiative Umweltschutz Lü-
chow-Dannenberg (BI) nicht 
weiter beteiligen“, erklärte 
Harder. Die BI forderte „ein 
offenes, transparentes Such-
verfahren. Das impliziert nach 
aktuellem Stand von Wissen-
schaft und Technik einen 
Standortvergleich.“ Ohne eine 
solche Prämisse mache die 
Beteiligung am Diskurs aus 
Sicht der Bürgerinitiative kei-
nen Sinn. Doch die Atom-
kraftgegner blitzten mit ihrem 
Anliegen auf der Tagung ab. 
Moniert wurde von der BI 
außerdem, daß das BMU erst 
zu Beginn der Tagung eine 
überarbeitete Fassung ihrer 
Sicherheitskriterien vorgelegt 
hatte, die die Tagungsteilneh-
mer – weil unvorbereitet – im 
Schnelldurchgang zur Kennt-
nis nehmen mußten.

Zum Monatswechsel Oktober 
/November 2008 hatten zuvor 

auf Einladung des BMU über 
350 Fachleute, Politiker und 
Verbandsvertreter in Berlin 
über geologische, planerische, 
politische und ethische Aspek-
te der Atommüllendlagerung 
debattiert1. In einem kleine-
ren, ausgesuchten Kreis sollte 
die Debatte jetzt fortgesetzt 
werden und die Teilnehmer-
zahl wurde auf 50 Personen 
reduziert. Aus dem Wendland 
reiste jedoch eine starke Frak-
tion an, Vertreter der Deut-
schen Gesellschaft zu Bau und 
Betrieb von Endlagern (DBE), 
Kommunalpolitiker und 
Atomkraftgegner stellten ein 
Drittel der Diskutanten.

„Bei jeder Formulierung wird 
von allen Seiten der Salzstock 
Gorleben als Endlagerstandort 
mitgedacht“, kritisiert die Um-
weltinitiative. Auf den ersten 
Blick blendeten die Endlager-
kriterien zunächst als kühn 
und sicherheitsorientiert, doch 
der Verzicht auf eine doppelte 
geologische Barriere mit der 
Einführung des „einschluss-
wirksamen Gebirgsbereichs“ 
als einziger Barriere, die den 
Einschluß des hochradioakti-
ven Mülls über eine Million 
Jahre gewährleisten soll, sei 
angesichts der aktuellen De-
batte um Laugenzuflüsse in 

1 s. Strahlentelex 526-527 vom 
4.12.2008, www.strahlentelex.de/
Stx_08_526_S06-07.pdf

der Asse II und in Gorleben 
ein Vabanquespiel. Es gebe 
auch keinen nachvollziehba-
ren Plan, wie ein solches La-
ger gegen künftige menschli-
che Ein- und Zugriffe wirk-
sam geschützt werden kann 
bzw. wie über einen solchen 
atemberaubenden Zeitraum 
kommunizierbar sein soll, daß 
radioaktiver Müll an jenem 
Ort versenkt wurde. „Verant-
wortungsvolles Handeln ist 
nicht gleichbedeutend mit 
technischer Machbarkeit, es 
setzt vor allem voraus, daß auf 
die weitere Nutzung der 
Atomkraft zügig verzichtet 
wird“, umreißt BI-Sprecher 
Wolfgang Ehmke den 
Standpunkt der Bürgerinitiati-
ve. Die BI beharre darauf, daß 
alle Formulierungen im BMU-
Entwurf getilgt werden, die 
„deutlich auf Gorleben zuge-
schnitten sind“. 

Atommüll

Keine rechtlich 
verpflichtende 
Beteiligung an 
den Stillle-
gungskosten 
der Asse II für 
AKW-Betreiber
Insgesamt fast drei Viertel der 
in der Schachtanlage Asse II 
bei Wolfenbüttel eingelager-
ten Aktivität stammen von 
den Energieversorgungsunter-
nehmen (EVU) und mehr als 
zwei Drittel davon aus dem 
Wiederaufarbeitungsprozeß 
von abgebrannten Brennele-
menten, die von den Energie-

versorgungsunternehmen an 
die Wiederaufarbeitungsanla-
ge Karlsruhe geliefert wurden. 
Das erklärt das Bundesum-
weltministerium (BMU) in ei-
nem Hintergrundpapier vom 
5. März 20092 und bestätigt 
damit frühere Aussagen von 
Greenpeace. Von 1967 bis 
1975 wurden dem BMU zu-
folge keine Gebühren für die 
Einlagerung von radioaktiven 
Abfällen erhoben. Bis dahin 
sei bereits etwa die Hälfte der 
Gebinde in der Schachtanlage 
Asse II eingelagert worden. 
Ab Dezember 1975 bis zum 
Ende der Einlagerung im Jahr 
1978 seien dann Gebühren in 
Höhe von DM 150 (für Be-
hälter bis 700 Kilogramm Ge-
wicht und mit Dosisleistungen 
bis 100 Millirem pro Stunde) 
bis DM 3.700 (für Behälter 
bis 1.250 Kilogramm und mit 
Dosisleistungen bis 1.000 
Millirem pro Stunde) erhoben 
worden. Insgesamt sind dem-
nach von den AKW-Betrei-
bern umgerechnet lediglich 
etwa 900.000 Euro bezahlt 
worden. Die Kosten für Be-
trieb und Verfüllung der 
Schachtanlage Asse II seien 
bis zum 31. Dezember 2008 
vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung getra-
gen worden und ab dem 1. Ja-
nuar 2009 würden die erfor-
derlichen Haushaltsmittel nun 
dem BMU zugewiesen. Die 
Kosten für die Stilllegung sei-
nen allein vom Bund, und 
auch nicht teilweise vom Land 
zu tragen. Eine rechtlich ver-
pflichtende Beteiligung der 
Energieversorgungsunterneh-
men (EVU) an den Stillle-
gungskosten der Asse hätte 

2 http://www.bmu.de/atomenergie
_ver_und_entsorgung/downloads/
doc/43367.php

Atommüll-Endlagerung

„Die Vor-Festlegung auf 
Gorleben wird weiter fest-
gezurrt“
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg beendet den 
Dialog über Endlagerkriterien.

http://www.bmu.de/atomenergie
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zudem vor der Ablieferung 
der Abfälle mit den EVU ver-
einbart werden müssen, heißt 
es in dem BMU-Papier. Das 
sei jedoch nicht geschehen.

Deshalb schlägt Bundesum-
weltminister Sigmar Gabriel 
jetzt die Erhebung einer 
Brennstoffsteuer als Aus-
gleich vor: „Es ging bei der 
Schachtanlage von Anfang an 
weniger um Forschung, als 
um die vermeintlich billige 
Entsorgung von Atommüll“, 
sagte der Bundesumweltmini-
ster am 11. März 2009 in Ber-
lin. „Die vier großen Energie-
versorger verdienen mit ihren 
Atomkraftwerken bis heute 
Tag für Tag Millionenbeträge. 
Deshalb kann es nicht ange-
hen, daß allein die Steuerzah-
ler für die Milliardenkosten 
zur Schließung der Asse auf-
kommen. Deshalb brauchen 
wir eine Brennstoffsteuer. Nur 
so können die Mitverursacher 
des Asse-Desasters wenig-
stens noch indirekt zur Mitfi-
nanzierung der Sanierungsko-
sten herangezogen werden.“

Obwohl offiziell als „For-
schungsbergwerk“ ausgewie-
sen, war die Schachtanlage 
Asse in zahlreichen Genehmi-
gungen von Atomkraftwerken 
als Atommüll-Endlager aufge-
führt worden.

Neue Geschäftsführer für 
die Asse GmbH bestellt
Laut Mitteilung vom 16. März 
2009 hat Bundesumweltmini-
ster Sigmar Gabriel jetzt für 
die mit dem bergbaulichen 
Betrieb beauftragte und zu 
Jahresbeginn 2009 gegründete 
Asse GmbH zwei neue Ge-
schäftsführer bestellt. Neuer 
technischer Geschäftsführer 
ist nun der Abteilungsleiter im 
Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) Dr. Ulrich Kleemann. 
Die kaufmännische Geschäfts-
führung übernimmt der frühe-
re Regierungspräsident von 
Hannover Prof. Dr. Hans-Al-
bert Lennartz. Kleemann ist 
seit 2004 Leiter des Fachbe-
reichs „Sicherheit nuklearer 
Entsorgung“ beim BfS und für 
die Endlagerprojekte Morsle-
ben, Schacht Konrad und 

Gorleben verantwortlich. Er 
soll die neue Position für ein 
Jahr übernehmen. Mit der 
Asse ist Kleemann bereits seit 
Frühjahr 2007 betraut, zu-
nächst als fachlicher Berater 
des Bundesumweltministeri-
ums. Er leitet zudem die Ex-
pertengruppe Schweizer Tie-
fenlager (EschT), die den Be-
gleitprozeß zum Schweizer 
Standortauswahlverfahren auf 
deutscher Seite fachlich unter-
stützt. Kleemann übernimmt 
die technische Geschäftsfüh-
rung von Dr. Detlev Eck. 
Lennartz verfügt dem BMU 
zufolge über umfangreiche Er-
fahrung in Wirtschaft und 
Verwaltung sowie konkrete 
Kenntnisse bei der nuklearen 
Entsorgung. Er arbeitete unter 
anderem bei der hannoveraner 
Niederlassung des Beratungs-
unternehmens WIBERA Wirt-
schaftsberatung AG, wo er für 
Projekte zur Reorganisation 
der staatlichen Rechnungsprü-
fung und der Etablierung von 
Zielvereinbarungssystemen 
bei Behörden und öffentlichen 
Unternehmen verantwortlich 
war. Außerdem war er für den 
Arbeitskreis Endlagersuche 
(AkEnd) tätig, der 2002 im 
Auftrag des BMU ein neues 
Standortsuchverfahren für die 
Endlagerung entwickelt hatte, 
wobei Lennartz die Aufgabe 
hatte, ein Verfahren zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
entwickeln. Davor war Len-
nartz Regierungspräsident in 
Niedersachsen und Mitglied 
des niedersächsischen Landta-
ges. 

Strahlenschutz

Keine wissen-
schaftliche 
Neuausrichtung 
des BfS
Die wissenschaftlich hohe 
Reputation des Bundesamtes 
für Strahlenschutz (BfS) im 
Bereich des Strahlenschutzes 
stehe „außer Frage“ erklärte 
die Bundesregierung in ihrer 

Antwort vom 11. März 2009 
(Bundestagsdrucksache 16/12 
2161) auf eine Kleine Anfrage 
der FDP-Bundestagsfraktion 
(16/11794) zur wissenschaft-
lichen Fachkompetenz des 
Bundesamtes, ob das BfS seit 
April 2006 den Anteil eigener 
Forschung intensiviert habe, 
um eine entsprechende Bera-
tung im Bereich der Kern-
energie und des Strahlen-
schutzes bieten zu können. 
Das BfS habe von 2004 bis 
2008 etwa 380 wissenschaftli-
che Veröffentlichungen publi-
ziert und im Bereich der kern-
technischen Kompetenz sei 
zudem in Zusammenarbeit mit 
dem Bundesumweltministeri-
um (BMU) ein Stufenplan 
zum Aufbau der erforderli-
chen wissenschaftlich-techni-
schen Kompetenz entwickelt 
worden, heißt es in der Regie-
rungsantwort.

Im Mai 2006 hatte der Wis-
senschaftsrat in einer Stel-
lungnahme gravierende Män-
gel bei der Fachkompetenz 
des BfS konstatiert und dem 
BMU eine Reihe von Em-
pfehlungen gegeben, dem ab-
zuhelfen.2 Über deren Umset-
zung soll im Mai 2009 be-
richtet werden. In der Vorbe-
merkung ihrer Antwort weist 
die Bundesregierung jetzt dar-
auf hin, daß es sich beim BfS 
um eine wissenschaftlich-
technische Behörde mit For-
schungsbezug handele. Ihr 
Forschungszweck sei es, bei 
der Anwendung des Atom-
und Strahlenschutzrechts den 
Stand von Wissenschaft und 
Technik zu gewährleisten. 
Eine grundlegende Neuaus-
richtung des BfS, wie sie der 
Wissenschaftsrat gefordert 
hatte, komme aber nach Mei-
nung einer von BMU und BfS 
gemeinsam bestellten Gutach-
tergruppe mit Experten aus 
der öffentlichen Verwaltung, 
bestehend aus Prof. Dr. Hans 
Peter Bull, Prof. Dr. Dr. Klaus 

1 http://dip21.bundestag.de/dip21/
btd/16/122/1612216.pdf
2 Strahlentelex 466-467 vom 
1.06.2006, www.strahlentelex.de/
Stx_06_466_S02-06.pdf

König und Rechtsanwalt Se-
nator a.D. Jörg Kuhbier, 
„nicht in Betracht“. Denn die 
neben der Verwaltungskom-
petenz benötigte wissen-
schaftlich-fachliche Kompe-
tenz könne vom BfS „nicht 
monokausal mit (Eigen)For-
schung begründet werden“. 

Buchmarkt

Öl, Atom und 
Eichmann:
chatting with 
Sokrates
Es ist unglaublich, wie lange 
Staatsgeheimnisse und insbe-
sondere die Geheimnisse der 
Geheimdienste, der Militärs 
und – der Atommaffia – ge-
heim bleiben können. Stück-
chen für Stückchen läßt sich 
erst seit wenigen Jahren eine 
ganz andere Geschichte der 
deutschen Atombombe rekon-
struieren, als wir sie in den 
Geschichtsbüchern nachlesen 
können. Gabriele Weber ge-
hört zu der nahezu ausgerot-
teten Spezies der investigati-
ven Journalisten. Sie hat sich 
intensiv mit den schlimmsten 
Geheimdiensten der Welt be-
faßt: mit der Stasi, dem CIA, 
dem russischen FSB, dem 
BND, dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz und dem 
Mossad. Sie ist mehrfach vor 
Gericht gezogen, um Akten-
einsicht zu bekommen – beim 
BND, beim BKA, beim Bun-
desamt für Verfassungsschutz 
und bei der Berliner Polizei. 
Sie hat eine zweite Heimat in 
Argentinien und nervt auch 
dort – sie greift die korrupten 
und gewalttätigen argentini-
schen Gewerkschaften ebenso 
an wie die dortigen Untaten 
von Mercedes Benz. Ihr jüng-
stes Werk hat eine besondere 
Qualität. Gabi Weber legt 
erstmals ein Theaterstück vor, 
sie folgt in der Form großen 
Vorbildern: Dialoge waren im 
alten Griechenland sehr ge-
schätzt, um philosophische 
Probleme kurzweilig und 
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